
TEXTLICHE FESTSETZUNGEN GEM. BAUGB UND BAUNVO (1990) 
 
 
Art der baulichen Nutzung 
 
1. Innerhalb der Gewerbegebiete (GE 1, GE 2) sind unzulässig: 

- Wohnungen i. S. d. § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO (gem. § 1 Abs. 6 BauNVO), 
 - Vergnügungsstätten i. S. d. § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO (gem. § 1 Abs. 6 BauNVO). 
 
2. Innerhalb des eingeschränkten Industriegebiets (GIe) sind unzulässig: 

- Wohnungen i. S. d. § 9 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO unzulässig (gem. § 1 Abs. 6 BauNVO) 
- Anlagen, die der Zwölften Verordnung zur Durchführung des Bundes- 

Immissionsschutzgesetzes (Störfall-Verordnung - 12. BImSchV) unterliegen  
(gem. § 1 Abs. 9 BauNVO). 

 
Maß der baulichen Nutzung 
 
3. Die Oberkante (OK) von baulichen Anlagen wird als Höchstgrenze, gemessen über der 

Fahrbahnoberfläche im Bereich der Längsachse der nächsten öffentlichen Erschlie-
ßungsstraße, festgesetzt (gem. § 18 Abs. 1 BauNVO). 

 
4. Innerhalb des eingeschränkten Industriegebiets (GIe) kann als Ausnahme für technische 

Anlagen ohne Aufenthaltsräume sowie für Speicheranlagen (Silos) eine maximale Ober-
kante von 28,0 m, gemessen über der Fahrbahnoberfläche im Bereich der Längsachse 
der nächsten öffentlichen Erschließungsstraße, zugelassen werden (gem. § 16 Abs. 6 
BauNVO).  

 
5. Innerhalb des gekennzeichneten Schutzbereichs der 110-kV-Freileitung wird die maxi-

mal zulässige Oberkante von baulichen Anlagen bei einer Dachneigung von 15° oder 
weniger auf 36,0 m über NN und bei einer Dachneigung von mehr als 15° auf 38,0 m 
über NN festgesetzt (gem. § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO). 

 
Bauweise 
 
6. Es gilt eine von § 22 Abs. 1 BauNVO abweichende Bauweise: Die Gebäude dürfen eine 

Länge von 50 m überschreiten (gem. § 22 Abs. 4 BauNVO). 
 
Überbaubare Grundstücksfläche 
 
7. Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen ist die Errichtung von Garagen i. S. d. 

§ 12 BauNVO sowie von Nebenanlagen i. S. d. § 14 Abs. 1 BauNVO unzulässig (gem. 
§ 23 Abs. 5 BauNVO). 

 
Immissionsschutz 
 
 Als Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Ge-

fahren im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie als Schutz vor solchen 
Einwirkungen und zur Vermeidung und Minderung solcher Einwirkungen werden folgen-
de bauliche und sonstige technische Vorkehrungen festgesetzt (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 
BauGB): 

 
8. Innerhalb der Gewerbegebiete (GE 1, GE 2) und des eingeschränkten Industriegebiets 

(GIe) sind nur Betriebe und Anlagen zulässig, deren Geräusche die folgenden Emissi-
onskontingente LEK sowie richtungsabhängigen Zusatzkontingente LEK, Zus nach DIN 
45691 weder tags (6:00-22:00 Uhr) noch nachts (22:00-6:00) überschreiten. 

 

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN GEM. § 84 NBAUO 
 
Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften umfasst den Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 145 A. Zuwiderhandlungen gegen die örtlichen Bauvorschriften können als 
Ordnungswidrigkeit gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 500.000 Euro ge-
ahndet werden. 
 
1. Werbeanlagen i. S. d. § 50 Abs. 1 NBauO sind ausschließlich an der Stätte der Leistung 

zulässig. Werbeanlagen sind an Einfriedungen sowie auf Dachflächen, Schornsteinen 
und baulichen Anlagen, die höher als 20 m sind, unzulässig und dürfen an Gebäuden 
nur unterhalb der gebauten Traufhöhe angebracht werden. Werbeanlagen mit wech-
selndem Licht sind unzulässig (gem. § 84 Abs. 3 Nr. 2 NBauO). 

 
2. Alle sichtbaren Außenwände von Gebäuden sind ab einer Höhe von 20 m (gemessen 

über der Fahrbahnoberfläche im Bereich der Längsachse der nächsten öffentlichen Er-
schließungsstraße) in einer der folgenden Farben auszuführen:  
RAL 1013 (Perlweiß), RAL 1015 (Hellelfenbein), RAL 9001 (Cremeweiß), RAL 9002 
(Grauweiß), RAL 9018 (Papyrusweiß), RAL 7035 (Lichtgrau) (gem. § 84 Abs. 3 Nr. 1 
NBauO). 
 

HINWEISE 
 
1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das 

können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige 
Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht 
werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes 
(NDSchG) meldepflichtig und müssen der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises 
Vechta unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten 
oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis 
zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz 
ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit 
gestattet. 

 
2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen zutage treten, 

so ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde zu benachrichtigen.  
 
3. Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen und Vermeidungsgrundsätze des § 44 Bundesna-

turschutzgesetz (BNatSchG) sind bei der Realisierung der Planung zu beachten. Um die 
Verletzung und Tötung von Individuen sicher auszuschließen, sind die Entfernung von 
Sträuchern und Gehölzen, Bau- und Abbrucharbeiten, der Auf- und Abtrag von Oberboden 
sowie vergleichbare Maßnahmen nur außerhalb der Reproduktionsphase der Vögel und au-
ßerhalb der Sommerlebensphase der Fledermäuse durchzuführen (d. h. nicht vom 1. März 
bis 30. September). Gebäude und Gehölzbestände sind vor einer Beseitigung auf mögliche 
Quartiere von Fledermäusen und Vogelniststätten zu überprüfen. Weiter sind Baumaßnah-
men an Gräben außerhalb der Amphibienwanderungszeit (Ende März bis Ende April) vorzu-
nehmen. Verlegungen und Veränderungen von Stillgewässern sind außerhalb der Reproduk-
tionszeit (März bis August) von Amphibien vorzunehmen. Vorhandenes Pflanzenmaterial/ 
Bodensubstrat sollte schonend entnommen und am neuen Ort wieder verwendet werden. 
Sind Maßnahmen wie die oben genannten während der Brutperiode von Vögeln bzw. der 
Sommerlebensphase der Fledermäuse bzw. der Amphibienwanderungszeit beabsichtigt, 
kann eine Ausnahme von den artenschutzrechtlichen Bestimmungen bei der Unteren Natur-
schutzbehörde des Landkreises Vechta beantragt werden. Dazu ist in der Regel eine einzel-
fallbezogene vorherige gutachterliche Untersuchung des von den Maßnahmen betroffenen 
Bereiches erforderlich. Zum Schutz der zu erhaltenden Gehölzstrukturen während der Bau-
tätigkeiten ist die DIN 18920 „Regelungen zum Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und 
Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ zu beachten. 

 
4. Für das Einleiten von nicht verunreinigtem Niederschlagswasser in das Grundwasser ist 

gem. § 10 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) eine entsprechende Erlaubnis beim Landkreis 
Vechta zu beantragen. Betriebsflächen, Zufahrten und Parkplätze dürfen nach dem ATV Ar-
beitsblatt A 138 nur über oberirdische Versickerungsanlagen entwässert werden. 

 
5. Es wird auf die Schutzbestimmungen der Avacon AG als Träger der Hochspannungsfreilei-

tung (110 kV) hingewiesen. Nach den geltenden VDE-Bestimmungen sind Bauvorhaben in-
nerhalb des gekennzeichneten Schutzbereichs dem Leitungsträger zur Prüfung vorzulegen. 

 
6. Von der Landesstraße 845 gehen erhebliche Emissionen aus. Für die neu geplanten Nut-

zungen können gegenüber dem Träger der Straßenbaulast keinerlei Entschädigungsansprü-
che hinsichtlich des Immissionsschutzes geltend gemacht werden. Baugrundstücke, die un-
mittelbar an die Landesstraße 845 angrenzen, sind entlang der Straßeneigentumsgrenze mit 
einer festen, lückenlosen Einfriedung zu versehen. 

 
7. Die für die Festsetzung von Emissionskontingenten und Lärmpegelbereichen erforderlichen 

DIN-Normen können bei der Stadt Lohne zu den Geschäftszeiten eingesehen werden. 
 
8. Durch den Bebauungsplan Nr. 145 A werden die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 

72 für den vorliegenden Geltungsbereich aufgehoben. 
 

 

Teilfläche 
Emissionskontingent 
LEK [dB(A)/m²] 

Richtungsabhängige Zusatzkontingente 
LEK, Zus [dB(A)/m²] im Sektor A 

tags nachts tags nachts 

GE 1 65 50 0 0 

GE 2 65 47 0 7 

GIe 65 54 0 0 
 

Die richtungsabhängigen Zusatzkontingente sind ausgehend von dem Bezugspunkt UTM-
Koordinaten x = 32445551,0874, y = 5834916,2383 in einem Winkel von 117°SO - 314°NW 
(Sektor A) zulässig. 

 
 Die Einhaltung der Kontingente ist im Einzelfall für jeden Betrieb wie folgt nachzuweisen: 

Anhand der jeweiligen gesamten Betriebsfläche und der festgesetzten Emissionskontingente 
LEK für diese Fläche wird zunächst das für diesen Betrieb anzusetzende Immissionskontin-
gent LIK an allen maßgeblichen Immissionsorten berechnet. Ein Vorhaben ist dann schall-
technisch zulässig, wenn die nach TA Lärm unter Berücksichtigung der Schallausbreitungs-
verhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung berechneten Beurteilungspegel Lr der vom 
Vorhaben hervorgerufenen Geräuschimmissionen an allen maßgeblichen Immissionsorten 
diese Immissionskontingente einhalten. Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechni-
schen Festsetzungen des Bebauungsplanes, wenn der Beurteilungspegel Lr den Immissi-
onsrichtwert nach TA Lärm um mindestens 15 dB unterschreitet (Relevanzgrenze). 

 
9. Innerhalb der Lärmpegelbereiche IV und V müssen die Außenbauteile der Gebäude von 

Aufenthaltsräumen in ihrer Gesamtheit (Fenster, Wände, Lüftungen, Dächer etc.) mindes-
tens den folgenden Anforderungen nach DIN 4109, Tabelle 8, hinsichtlich der Schalldäm-
mung zum Schutz gegen Außenlärm genügen: 

 
Erforderliches resultierendes Schalldämm-Maß des Außenbauteils R’W,res [dB] 

 
Lärmpegelbereich IV: Büroräume und Ähnliches: R’W,res = 35 dB 
Lärmpegelbereich V: Büroräume und Ähnliches: R’W,res = 40 dB 

 
Der Nachweis der erforderlichen resultierenden Schalldämm-Maße ist auf der Grundlage der 
als Technische Baubestimmung bauaufsichtlich eingeführten DIN 4109 und Beiblatt 1 zu 
DIN 4109 zu führen. Von der vorgenannten Festsetzung zum erf. R’W,res kann abgewichen 
werden, sofern im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens prüfbar nachgewiesen wird, 
dass sich durch die Eigenabschirmung der Baukörper bzw. durch Abschirmung vorgelagerter 
Baukörper der maßgebliche Außenlärmpegel verringert. 

 
10. Innerhalb des Gewerbegebiets 1 (GE 1) und des eingeschränkten Industriegebiets (GIe) sind 

nur Betriebe und Anlagen zulässig, deren Geruchsemissionen nicht zu einer Erhöhung der 
maßgeblichen Gesamtbelastung (i. d. R. IG = 0,15, entspricht 15 % der Jahresstunden) im 
Sinne der Geruchsimmissions-Richtlinie - GIRL - (Gem. RdErl. d. MU, d. MS, d. ML u. d. MW 
v. 23. 7. 2009, 33-40500/201.2) beitragen.  

 
Grünflächen 
 
11. Innerhalb der Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-

gen ist eine durchgehende Strauchpflanzung mit standortgerechten, heimischen Sträuchern 
der folgenden Pflanzlisten anzulegen und dauerhaft zu erhalten; Aufschüttungen, Abgrabun-
gen und Versiegelungen sind unzulässig (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB). 

 
 Pflanzliste Sträucher: Eberesche (Sorbus aucuparia), Faulbaum (Rhamnus frangula), Feld-

ahorn (Acer campestre), Hainbuche (Carpinus betulus), Haselnuß (Corylus avellana), Hülse 
(Ilex aquifolium), Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus), Schlehe (Prunus spinosa), 
Schneeball (Viburnum opulus), Weißdorn (Crataegus monogyna). 

 


